
HU BERLIN
Bücherverbrennung: Lesemarathon
mit Herrmann Kant und Biermann
Im Rahmen der Gedenkwoche zum 80.
Jahrestag der Bücherverbrennung finden
am Donnerstag, 16. Mai, von 9 bis 20 Uhr
jeweils 15-minütige Lesungen in der Uni-
versitätsbibliothekderHumboldt-Univer-
sität statt (Jacob-und-Wilhelm-Grimm-
Zentrum, Geschwister-Scholl-Straße
1-3), unter anderem mit dem Schriftstel-
ler Herrmann Kant und dem Liederma-
cher Wolf Biermann.  Tsp

Hochschulfusion in der Lausitz, Personal-
abbau an den sächsischen Universitäten,
50-Millionen-Einsparung bei den Hoch-
schulen Sachsen-Anhalts: Auf die ostdeut-
schen Hochschulen kommen, so scheint
es, turbulente Zeiten zu. Wieder mal,
muss man anfügen. Denn auch die letz-
ten zweieinhalb Jahrzehnte sind schon
recht turbulent gewesen.

Anfang der 2000er Jahre waren die ost-
deutschen Hochschulen strukturell kon-
solidiert. Den Umbau seit 1990 hatte
man zu einem mehr oder weniger gelun-
genen Abschluss gebracht. Dann folgte al-
lerdings keine Phase der Beschaulichkeit,
sondern die Bologna-Reform und die ers-
ten Folgen des demografischen Wandels.
Die eine mit reform-
bedingten Mehrkos-
ten, die, wie im Wes-
ten, nicht erstattet
wurden. Die andere
mit tatsächlichen
und prognostizier-
ten Einnahmeminde-
rungen in den Lan-
deshaushalten.

Fürs Sparen in
den Ost-Ländern las-
sen sich durchaus
Gründe entdecken,
nämlich acht: Seit 2009 bereits sind die
Zuschüsse aus dem Solidarpakt rückläu-
fig. Bis 2020 werden sie auf null ab-
schmelzen. Im Rahmen der EU-Struktur-
förderung müssen die ostdeutschen Län-
der und Kommunen ab 2014 fünfzigpro-
zentige Gegenfinanzierungen leisten. Bis-
her waren es 25 Prozent. Der demografi-
sche Wandel bewirkt sinkende Einwoh-
nerzahlen. Daraus folgen geringere Zu-
weisungen aus dem pro-kopf-bezogenen
Länderfinanzausgleich. Die Löhne sind
im Osten niedriger, und die Arbeitslosig-
keit ist höher. Das erzeugt geringere Ein-
kommenssteuereinnahmen. Die Produkti-
vität und damit die Wirtschaftsleistung
liegen unter dem westdeutschen Durch-
schnitt. Das bewirkt auch bei anderen
Steuern niedrigere Einnahmen. Sonder-
programme des Bundes im Wirtschafts-
und Wissenschaftsbereich sind nicht auf
Dauer zu stellen. Das 2009 verabschie-
dete Wachstumsbeschleunigungsgesetz
mindert die Steuereinnahmen aller Län-
der. Schließlich wird ab 2020 die Schul-
denbremse in Kraft treten. Sie untersagt
den Ländern die Nettokreditaufnahme.

Die Einnahmeprobleme der ostdeut-
schen Länder werden unter anderem an
die Hochschulen weitergereicht. Aus all
dem ergibt sich vor allem eines: Die
Ost-Hochschulen sind seit 23 Jahren im
Dauerstress. Was dabei oder dennoch he-
rauskommt, lässt sich auf zweierlei
Weise betrachten: einerseits im Durch-
schnitt, andererseits mit Blick auf die Ein-
zelfälle. Schaut man auf die gesamtdeut-
schen Leistungsvergleiche, so gibt es
eine Zweiteilung: Für ihre Lehre bekom-
men die ostdeutschen Hochschulen
mehrheitlich gute Noten. In der For-
schung stellen sie sich als überwiegend
leistungsgedämpft dar. Blickt man auf die
einzelnen Hochschulen, so offenbart sich
allerdings: Es geht ziemlich fragmentiert
zu.

Abgesehen vom Sonderfall (Ost-)Ber-
lin sind die Hochschulen in drei Städ-
ten sehr gut aufgestellt: in Dresden,
Leipzig und Jena. Das hängt zum einen
mit der Standortattraktivität zusammen.
Die Lebensqualität in diesen Städten ist
so, dass nicht jedes Konkurrenzangebot
die Leistungsträger wegzieht. Und für
Studierende handelt es sich um Orte,
die es locker mit Hamburg, Frankfurt
oder Köln aufnehmen können. Zum an-
deren sind in diesen Städten starke Ver-

dichtungen von Wissenschaftspotenzia-
len aufgebaut worden: jeweils mehrere
Hochschulen und zahlreiche außeruni-
versitäre Institute.

Einige kleine Hochschulen haben be-
merkenswerte Profile entwickelt und
spielen in der Liga der Kleineren vorne
mit: Weimar, Ilmenau, Freiberg und
Potsdam. Die Fachhochschulen sind im
Durchschnitt forschungsaktiver als ihre
westdeutschen Pendants. Die meisten
Fächer an den ostdeutschen Hochschu-
len bewegen sich überwiegend im Mit-
telfeld. Manche Politiker sagen daher,
sie seien „mittelmäßig“. Das ist nicht
falsch, aber unfreundlich. Denn in der
Mitte befindet sich nach landläufiger
Betrachtung die Hälfte der Hochschu-
len und ihrer Fächer: Ein Viertel bildet
die Spitze und ein Viertel die Schluss-
gruppe.

Man kann es auch als Erfolg werten,
dass sich die Mehrheit im mittleren Seg-
ment bewegt. Denn die Pro-Kopf-Ausga-
ben der östlichen Bundesländer für ihre
Hochschulen sind zwar durchwachsen,
doch nirgends überbordend. 257 Euro
geben die westdeutschen Flächenländer
je Einwohner für die Hochschulen aus.
Sachsen-Anhalt (240 Euro) und Sach-
sen (241 Euro) liegen etwas, Thüringen
mit 213 Euro deutlich darunter. Bran-
denburg beschränkt sich gar auf beschei-
dene 114 Euro (was nicht nur an der
fehlenden Hochschulmedizin liegt). Al-
lein Mecklenburg-Vorpommern über-
schreitet den westdeutschen Durch-
schnitt etwas: Es berappt 259 Euro pro
Einwohner für seine Hochschulen.

Vor diesem Hintergrund ist absehbar,

was weitere Einsparungen bringen wür-
den: Die ostdeutschen Hochschulen
werden dauerhaft, was deutschschwei-
zer Universitäten im 19. Jahrhundert
waren, sogenannte Erstberufungshoch-
schulen. Dahin geht man als junge Pro-
fessorin/junger Professor auf seine
erste Stelle und sieht zu, schnell etwas
Besseres zu finden. Dadurch fehlt es an
Stabilität bei den Leistungsträgern.

Das kennzeichnet heute bereits die
Situation an vielen ostdeutschen Fachbe-

reichen. Diese wie-
derum erklärt de-
ren mangelnde Stra-
tegiefähigkeit. Sie
zeigt sich an den ge-
ringen Erfolgen bei
überregionalen
Wettbewerben,
etwa in der Exzel-
lenzinitiative.

Gibt es alternative
Optionen? Die ost-
deutschen Regionen
werden interne Po-

tenziale mobilisieren und externe Poten-
ziale gewinnen müssen, wenn sie sich
nicht abhängen lassen wollen: Fachperso-
nal, Investitionen und Netzwerkeinbin-
dungen insbesondere. Für zwei dieser Po-
tenzialesind dieHochschulen unentbehr-
lich:Fachkräfte und Netzwerke.So finden
mittlerweilezahlreichewestdeutscheStu-
dienanfänger in den Osten. Von diesen
wiederum bleiben 43 Prozent nach dem
Abschluss da: ein beachtlicher Klebeef-
fekt. Keines der zahlreichen Rückholer-
programme, mit denen die ostdeutschen
Länder ehemalige Einwohner zur Rück-

kehr bewegen wollen, hat eine solche Er-
folgsquote. Mit anderen Worten: Die ost-
deutschen Hochschulen sind inzwischen
das erfolgreichste Instrument zur Dämp-
fung des demografischen Wandels.

Schwierig erscheint es bislang, solche
Wirkungen zu vermitteln. Da wird es nö-
tig sein, dass sich die Ost-Hochschulen
stärkeralsdas,wassiesind,auchinszenie-
ren: als eines der wichtigsten Verödungs-
hemmnisse in demografisch sich entlee-
renden Räumen. Hochschulfernen Ge-
sprächspartnerninderPolitikistalsoplau-
sibel zu machen, dass die überwiesenen
Gelder auch regional benötigte Effekte
bringen. Alles, was über eine Grundaus-
stattung hinausgeht, wird über direkte
und indirekte Effekte innerhalb des Lan-
des dargestellt werden müssen. Einstwei-
len agiert die Wissenschaft hier nicht so
glücklich. Sie neigtdazu, vornehmlich auf
die planetarische Bedeutung ihrer Aktivi-
täten zu verweisen. Das verführt außer-
halbderWissenschaft dazu, den Umkehr-
schluss zu ziehen: regional wohl nicht so
bedeutsam.

Gebraucht wird aber beides: Die regio-
nale Wirksamkeit von Hochschulen ist
dann am aussichtsreichsten, wenn diese
ihre Region an die überregionalen Kon-
taktschleifen der Wissensproduktion und
-verteilung anschließen. Dazu wiederum
sinddieHochschulenwiekeineandereIn-
stitution in ihren Regionen in der Lage.

— Peer Pasternack ist Direktor des Insti-
tuts für Hochschulforschung Halle-Witten-
berg (HoF) und war in Berlin Staatssekre-
tär in der Senatsverwaltung für Wissen-
schaft von 2002 bis 2003

Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK)
hat sich gegen gesetzliche Regelungen in
Plagiatsfällen gewandt. In einer Empfeh-
lung zur guten wissenschaftlichen Praxis
betontdieHRK,dieQualitätskontrollesei
„Aufgabe der Hochschulen“. Grundlage
seien bereits 1998 verabschiedete Regeln
der HRK und der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG).

„Verbindliche Standards“ im Umgang
mit wissenschaftlichem Fehlverhalten
hatte im März eine parteiübergreifende
Initiative im Bundestag gefordert. Die
Wissenschaft solle sie zur Norm machen.
DabeihattendiePolitikerwissenschaftsin-
terne Regelungen einem gesetzgeberi-
schenHandelnvorgezogen.AuchBundes-
bildungsministerin Johanna Wanka
(CDU)hatdenWissenschaftsrataufgefor-
dert, Standards für die Überprüfung von
Doktorarbeiten zu entwickeln.

Die HRK betont nun in ihrer Empfeh-
lungdieAutonomiederHochschulen.Die
konkrete Ausgestaltung der Plagiatsver-
fahren werde „von den Hochschulen un-
terschiedlich gehandhabt“. Die Rektoren
empfehlen wie schon 1998, Ombudsper-
sonen zu berufen, an die man sich in Ver-
dachtsfällen wenden kann. Hinweisgeber
sollten die Vertraulichkeit wahren und
sich nicht an die Öffentlichkeit wenden.
BestätigtsichderVerdacht,solleineKom-
mission den Fall untersuchen. Liegt Fehl-
verhalten vor, soll die Hochschulleitung
dieFakultätinformieren,diedannSanktio-

nen wie den Entzug des Doktortitels ver-
hängt. Gleichzeitig erinnert die HRK die
Hochschulen an ihre Betreuungspflicht
gegenüber Doktoranden – und ruft zur
„wissenschaftlichen Redlichkeit“ auf.

Nicht in die HRK-Empfehlung aufge-
nommenwurdenAnforderungenanPlagi-
atsverfahren, die die Allianz der Wissen-
schaftsorganisationenimFallderehemali-
gen Bundesbildungsministerin Annette
Schavan (CDU) aufgestellt hatte. Die Alli-
anz, der auch die HRK angehört, warf der
Uni Düsseldorf vor, Prinzipien der DFG
fürPlagiatsverfahrenwie das Mehraugen-
prinzipunddieBerücksichtigungdesEnt-
stehenskontextes zu verletzen. Doch da-
von ist in den DFG-Richtlinien und jetzt
auch bei der HRK nicht die Rede.

Bei der Mitgliedsversammlung der
HRKinNürnbergistdieWahleinerneuen
Vizepräsidentin gescheitert. Als Nachfol-
gerin für den Präsidenten der TU Darm-
stadt, Jürgen Prömel, kandidierte Beate
Schücking,RektorinderUniLeipzig.Hin-
tergrundistderStreitumGruppenbildun-
gen in der HRK. Die Uni Leipzig gehört
der Gruppe German U15 an, in der sich
2012 Forschungsuniversitäten organi-
siert haben. Mit dem Präsidenten der Uni
Hamburg, Dieter Lenzen, und der Göttin-
ger Präsidentin Ulrike Beisiegel sind
schon zwei U15-Mitglieder im HRK-Prä-
sidium vertreten.  Amory Burchard

Von Peer Pasternack

Bevölkerungszuwachs. Hochschulen tragen viel mehr dazu bei, die Verödung im Osten zu bremsen als alle Rückholerprogramme. Die
Hochschulen müssten die Politiker viel stärker auf ihre regionale Bedeutung hinweisen, sagt Peer Pasternack.  Foto: picture alliance/ZB

Enormer
Klebeeffekt:
Von den
Absolventen
aus dem
Westen
bleiben viele

Für die Lehre
gibt es gute
Noten, die
Forschung
ist vielfach
mittel – das
ist ein Erfolg

Gute Praxis. Die HRK erinnert die Hoch-
schulen auch an ihre Betreuungspflicht ge-
genüber Doktoranden.  Foto: picture alliance/ZB

Die Agentur, die für die Berliner Hoch-
schulen Patente anmeldet und vermark-
tet,stehtwegenfinanziellerSchwierigkei-
ten vor dem Aus. Das erklärte Peter
Frensch, Vizepräsident für Forschung der
Humboldt-Universität, im Akademi-
schen Senat. DieAgenturIpal (Innovatio-
nen, Patente, Lizenzen) werde wahr-
scheinlichindennächstenMonatenInsol-
venz anmelden. Die Ipal wird bislang
hauptsächlich vom Land Berlin über die
Investitionsbank Berlin (IBB) finanziert.
Das Land will aber kein weiteres Geld zu-
schießen. Frensch wirft dem Senat vor, er
stehle sich aus der Verantwortung: „Das
Land schiebt das Risiko in die Hochschu-
len, die für die Vermarktung von Patenten
aber gar keinen Etat haben.“

DieIpal isteineGmbHvonFU,HU,TU,
der Charité, der Hochschule für Technik
undWirtschaft,derBeuth-Hochschuleso-
wie der IBB. Die Agentur nahm 2002 ihre
Arbeit auf. Damals endete das „Hoch-
schullehrerprivileg“, das den Professoren
erlaubte, ihreErfindungenselbstanzumel-
den. Nun sollten die Hochschulen die Pa-
tente vermarkten, langfristig erwarteten
sie erhebliche zusätzliche Einnahmen.
Zur Anschubfinanzierung der Ipal
brachte die IBB zehn Millionen Euro ein.
Dazu kamen jährlich 500000 Euro aus
Programmen, die der Bund für die Patent-
vermarktung auflegte. Doch jetzt ist das
Startkapital aufgebraucht und die Agen-
turkanndaslaufendeGeschäftnichtmehr
finanzieren. Anders als erhofft kann sich
die Ipal auch nach zehn Jahren nicht sel-
ber tragen. Die Agentur nahm laut ihrer
Webseite bisher insgesamt nur 3,9 Millio-
nen Euro aus Verwertungsverträgen ein.

Anfängliche Verluste waren durchaus
eingeplant. Geeignete Erfindungen zu
identifizieren und um Firmen zu werben,
verursacht große Kosten, bevor Geld aus
Vermarktungen fließt. Ähnliche Agentu-
ren in den USA bräuchten 15 bis 20 Jahre,
umrentabelzuarbeiten,sagtFrensch.Der
Senat handele „kurzsichtig“, wenn er die
Agentur nicht weiter fördere. Die Hoch-
schulen hätten die Ipal laut Frensch gerne
weitergeführt.AusderWirtschaftsverwal-
tung,die für Ipalzuständig ist,heißtesda-
gegen, der Geschäftsführung der Agentur
seies„nichtgelungen,eintragfähigesKon-
zept auszuarbeiten“. Die Gründungsziele
seien nicht erreicht worden.

Als Alternative zur Insolvenz könnten
die Gesellschafter die Agentur einver-
nehmlich auflösen. Für die Unis hätte das
denVorteil,dasssieselberundnichteinIn-
solvenzverwalter entscheiden, wer das
Geld aus bereits bestehenden Vermark-
tungsverträgen erhält. Am heutigen Don-
nerstag soll entschieden werden, wie die
Ipal abgewickelt wird. Aus der IBB heißt
es, künftig würden die Patente dezentral
vermarktet.  Tilmann Warnecke
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